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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Anwendung und Änderung bewertungsrechtlicher 

Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Bei der Hauptfeststellung der Einheitswerte des 
Grundbesitzes auf den 1. Januar 1964 sowie bei 
Fortschreibungen und Nachfeststellungen der Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes, bei denen die 
Wertverhältnisse vom 1. Januar 1964 zugrunde zu 
legen sind, ist § 77 des Bewertungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Dezember 
1965 (Bundesgesetzbl. f S. Iö61) in der folgenden 
Fassung anzuwenden: 

.§ 77 

Mindestwert 

Der für ein bebautes Grundstück anzusetzende 
Wert darf nicht geringer sein als 50 vom Hundert 
des Werts, mit dem der Grund und Boden allein 
als unbebautes Grundstück zu bewerten wäre." 

Artikel 2 

Sind Einheitswerte des Grundbesitzes auf den 

1. Januar 1964 nach § 77 des Bewertungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Dezember 
1965 vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes festge- 
stellt worden, so ist der Feststellungsbescheid auf- 
zuheben. 

Artikel 3 

Artikel 2 Abs. 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Bewertungsgesetzes vom 13. August 1965 {Bundes- 


gesetzbl. I S. 851) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. Satz 2 erhält die folgende Fassung: 

„Wertfortschreibungen auf den 1. Januar 1970 
und auf den 1. Januar 1971 werden abweichend 
von § 22 des Bewertungsgesetzes in der bisher 
geltenden Fassung nur vorgenommen, wenn der 
Wert entweder um mehr als ein Viertel oder um 
mehr als 200 000 Deutsche Mark von dem Ein- 
heitswert des letzten Feststellungszeitpunkts ab- 
weicht, der nach den bisherigen Vorschriften 
festgestellt worden ist." 

2. Hinter Satz 2 wird der folgende Satz 3 eingefügt: 

„Wenn der Wert nach unten abweicht, muß die 
Wertabweichung mindestens 3000 Deutsche 
Mark, wenn der Wert nach oben abweicht, min- 
destens 50 000 Deutsche Mark betragen." 

3. Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 
und 5. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Mit dem hier vorgelegten Gesetzentwurf zieht die 
Bundesregierung Folgerungen, die sich im Zusam- 
menhang mit der zur Zeit laufenden Einheitsbewer- 
tung des Grundbesitzes auf den 1. Januar 1964 als 
notwendig erwiesen haben. Der Entwurf betrifft ein- 
mal Vorschriften über die Anwendung des § 77 
BewG 1965, der für bebaute Grundstücke als Min- 
destwert den Wert des unbebauten Grund und Bo- 
dens vorschreibt. Als Mindestwert sollen danach bei 
der Hauptfeststellung der Einheitswerte der bebau- 
ten Grundstücke auf den 1. Januar 1964 50 v. II. 
des Werts des Grund und Bodens angesetzt werden 
(Artikel 1 des Entwurfs). Zum anderen wird eine 
Änderung des Artikels 2 Abs. 4 BewAndG 1965 vor- 
gcschlagen, wonach in der Zeit, während der die 
Einheitsbewertung auf den 1. Januar 1964 durchge- 
lührl wird, die Fortschreibungen der noch geltenden 
Einheitswerte nach altem Recht möglichst einge- 
schränkt werden sollen. Die zu diesem Zweck durch 
Artikel 2 Abs. 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Bewertungsgesetzes vom 13. August 1965 (BGBl, I 
S. 851) eingeführten erhöhten Wertfortschreibungs- 
grenzen reichen, wie sich gezeigt hat, nicht aus, um 
im Interesse einer ordnungsgemäßen Durchführung 
der Einheitsbewertung auf den 1. Januar 1964 zu 
einer fühlbaren Entlastung der Bewertungsstellen 
der Finanzämter zu kommen. 

Aus der Durchführung der Artikel 1 und 2 des 
Gesetzentwurfs entstehen dem Bund und den Ge- 
meinden keine Kosten. Für die Länder ergeben sich 
Ausgaben dadurch, daß die Bewertung derjenigen 
Grundstücke, die bereits mit dem Mindestwert be- 
wertet worden sind, erneut vorgenommen werden 
muß. Diese Kosten, die weder genau errechnet noch 
geschätzt werden können, sind verhältnismäßig ge- 
ringfügig. Die Durchführung des Artikels 3 wirkt sich 
dagegen bei den Gemeinden aus. Eine Minderung 
des derzeitigen Grundsteueraufkommens tritt zwar 
nicht ein. Es kann sich jedoch ein gewisser Ausfall 
an Grundsteuermehreinnahmen ergeben. Dies läßt 
sich jedoch nicht vermeiden, wenn die neuen Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes vom 1. Januar 1972 an 
der Grundsteuer zugrunde gelegt werden sollen. 


IL Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Unbebaute Grundstücke sind nach den allgemein gel- 
tenden bewertungsrechtlichen Grundsätzen mit 
ihrem gemeinen Wert (Verkehrswert) im Hauptfest- 
stellungszeitpunkt (§ 9 BewG 1965) anzusetzen. Für 
bebaute Grundstücke wird der Wert im Wege des 
Ertragswert- bzw. Sachwertverfahrens ermittelt (§ 76 
BewG 1965). Der ermittelte Grundstückswert umfaßt 
den Bodenwert, den Gebäudewert und den Wert der 


Außenanlagen (§§ 78 und 83 BewG 1965). Beim 
Ertragswertverfahren ergibt sich der Grundstücks- 
wert dadurch, daß auf die Jahresrohmiete ein be- 
stimmter Vervielfältiger angewendet wird. Dabei 
werden aus Vereinfachungsgründen je nach Grund- 
stücksart, Gemeindegröße usw. 5 bis 20 v. H. der 
Jahresrohmiete als Bodenertragsanteil unterstellt 
und in den Vervielfältigern berücksichtigt. Durch 
diese Pauschalierung des Bodenertragsanteils er- 
übrigt sich die Ermittlung des Bodenwerts im Einzel- 
fall. Wie bei jeder Pauschalregelung wird auch hier 
nicht erwartet, daß damit stets der tälbdchliche Ver- 
kehrswert des Grund und Bodens genau erfaßt wird. 
Sie muß jedoch da ihre Grenze finden, wo der Wert 
des Grund und Bodens nach den Grundsätzen der 
Bewertung unbebauter Grundstücke bereits höher ist 
als der im Ertragswertverfahren ermittelte Grund- 
stückswert insgesamt. In diesem Fall ist nach § 77 
BewG 1965 der Wert des Grund und Bodens als 
Wert des bebauten Grundstücks anzusetzen. Diese 
Regelung entspricht den Gepflogenheiten des Grund- 
stücksverkehrs, nach denen der Erwerber eines be- 
bauten Grundstücks in aller Regel bereit ist, minde- 
stens den Preis zu zahlen, der dem Verkehrswert 
des unbebauten Grund und Bodens entspricht. 

Die Gründe, weshalb der Wert des Grund und Bo- 
dens eines bebauten Grundstücks über dem nach 
dem pauschalierten Bodenertragsanteil errechneten 
Bodenwert liegt, können vielfältiger Natur sein. Bei 
der Hauptfeststellung der Einheitswerte auf den 
1. Januar 1964 besteht der hauptsächliche Grund 
darin, daß die zugrunde gelegten Jahresrohmieten 
wegen der damals noch bestehenden Mietpreisbin- 
dungen oft nicht den bis dahin außerordentlich ge- 
stiegenen Bodenwerten entsprechen. Die bisher 
durchgeführten Bewertungen bebauter Grundstücke 
haben gezeigt, daß insbesondere aus diesem Grund 
eine erhebliche Zahl von bebauten Grundstücken mit 
dem Mindestwert zu bewerten ist. Das gilt insbeson- 
dere für Grundstücke am Rande und innerhalb von 
Großstädten. Der Umstand, daß die Zahl der Min- 
destwertfälle bei der Bewertung von bebauten 
Grundstücken auf den 1. Januar 1964 unverhältnis- 
mäßig groß ist und die Mindestwerte in vielen dieser 
Fälle so hoch sind, daß sie zu den sich bei der An- 
wendung des Ertragswertverfahrens ergebenden 
Grundstückswerten nicht mehr in eine ausgewogene 
Beziehung gebracht werden können, läßt es notwen- 
dig erscheinen, die Mindestbewertung zu begrenzen. 
Der Entwurf sieht daher vor, als Mindestwert bei 
der Feststellung der Einheitswerte bebauter Grund- 
stücke, bei der die Wertverhältnisse vom 1. Januar 
1964 zugrunde zu legen sind, 50 v. H. des Werts des 
unbebauten Grund und Bodens anzusetzen. Mit die- 
ser Lösung wird erreicht, daß die Zahl der Mindest- 
bewertungsfälle nach den hierzu getroffenen Fest- 
stellungen, abgestellt auf das gesamte Bundesgebiet, 
auf etwa 5 v. H. der Fälle der Bewertung bebauter 
Grundstücke zurückgeht. 
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Eine Streichung des § 77 BewG 1965 ist nicht mög- 
lich. Sie würde nicht nur dem System des Bewer- 
tungsrechts widersprechen, das auf der grundlegen- 
den Vorschrift des § 9 BewG 1965 aufgebaut ist, 
nach dem bei Bewertungen der gemeine Werl (Ver- 
kehrswert) zugrunde zu legen ist, sondern auch ge- 
gen den Grundsatz der gleichmäßigen Bewertung 
verstoßen. Die im Entwurf vorgesehene Regelung 
kann deshalb auch nur eine für die Einheitsbewer- 
tung auf den 1. Januar 1964 beschränkte Regelung 
sein, um die in diesem Zeitpunkt gegebenen Aus- 
nahmeverhältnisse zu berücksichtigen. 

Ob zusätzlich zu dem Abschlag für die Mindestwert- 
grundstücke noch eine günstigere Steuernießzahl 
bestimmt werden kann, wird bei der öberarbeitung 
des Grundsteuergesetzes geprült, die in der nächsten 
Legislaturperiode erfolgen wird. 

Zu Artikel 2 

Den Grundstückseigentümern sind bereits in grö- 
ßerer Anzahl Bescheide zugestellt worden, in denen 
als Einheitswert der Mindestwert nach § 77 BewG 
1965 festgestellt worden ist. Die Gleichmäßigkeit 
der Bewertung gebietet, daß diese Einheitswerte 
entsprechend der in Artikel 1 getroffenen Regelung 
ohne Rücksicht darauf korrigiert werden, ob die 
Feststellungsbescheide bei Inkrafttreten des Geset- 
zes bereits rechtskräftig geworden sind oder nicht. 
Sie sind von Amts wegen aufzuheben und durch 
neue Bescheide zu ersetzen. 

Zu Artikel 3 

Unter der Voraussetzung, daß die Bewertungsstellen 
der Finanzämter möglichst von anderen Arbeiten 
entlastet werden, kann erwartet werden, daß die 
Einheitsbewertung auf den 1. Januar 1964 in der 
Masse der Fälle bis Ende des Jahres 1971 beendet 
wird. Die neuen Einheitswerte sollen deshalb erst- 
mals zum 1. Januar 1972 der Grundsteuer zugrunde 
gelegt werden. Dabei darf allerdings nicht übersehen 
werden, daß bis dahin auch alle Änderungen be- 


rücksichtigt werden müssen, die sich seit dem 1. Ja- 
nuar 1964 an den einzelnen Grundstücken ergeben 
haben. Die Durchführung der dadurch bedingten 
Fortschreibimgen und Nachfeststellungen wird noch- 
mals erhebliche Zeit in Anspruch nehmen, die in 
dem oben angegebenen Zeitplan nicht berücksichtigt 
ist. 

Neben den Arbeiten zur neuen Einheitsbewertung 
laufen zur Zeit noch die Fortschreibungen und Nach- 
feststellungen der Einheitswerte nach altem Recht, 
die bis einschließlich 1971 weiterhin benötigt wer- 
den. Diese Arbeiten erfordern einen nicht unbe- 
trächtlichen Zeitaufwand und beeinträchtigen den 
Fortgang der Einheitsbewertung auf den 1, Januar 
1964. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß die Wert- 
grenzen für Fortschreibungen der Einheitswerte 
nach altem Recht, die schon durch Artikel 2 Abs. 4 
BewAndG 1965 heraufgesetzt worden sind, noch- 
mals erhöht werden. Einer Erhöhung sind jedoch in- 
sofern Grenzen gesetzt, als sie für die Steuerpflich- 
tigen nicht zu untragbaren Ergebnissen führen darf. 
Die vorgesehene abermalige Erhöhung soll sich des- 
halb auf die Fälle beschränken, in denen die Ände- 
rungen an dem Grundstück zu einer Werterhöhung 
führen, also nur zu Lasten des Fiskus gehen. Der 
Entwurf sieht vor, daß auf den 1. Januar 1970 und 
den 1. Januar 1971 nur noch dann eine Wertfort- 
schreibung vorgenommen wird, wenn die Werterhö- 
hung mehr als 50 000 DM beträgt. Dies kann zwar 
bei den Gemeinden für die Dauer von zwei Jahren 
zu einem gewissen Ausfall an Grundsteuermehrein- 
nahmen führen. Diese Folge muß aber von den Ge- 
meinden in Kauf genommen werden, wenn die neuen 
Einheitswerte zum 1. Januar 1972 in Kraft treten 
sollen. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Entschließung des Bundesrates 


Der Bundesrat hält den vorgesehenen Abschlag von 
50 V. H. für einen begrenzten Zeitraum für noch ver- 
tretbar. Mit diesem Abschlag wird für das Ertrags- 
wertverfahren ein Ausgleich dafür geschaffen, daß 
der Grundstückseigentümer wegen der am 1. Januar 
1964 noch weitgehend bestehenden Mietpreisbindun- 
gen daran gehindert war, die volle Ertragsmöglich- 
keit seines Grundstücks auszuschöpfen. Eine weiter- 
gehende Erhöhung des Abschlages wäre jedoch nicht 
zu vertreten. Sie würde mit Rücksicht auf die Be- 
wertung der unbebauten Grundstücke, die mit dem 
vollen Wert vom 1. Januar 1964 in die Einheits- 
bewertung eingehen, gegen den Grundsatz der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung verstoßen. 
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